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Nach mehreren anderen Regie­
rungen und der EG-Kommission 

hat nun auch die Bundesregierung 
ihr Konzept zur Europäischen W irt­
schafts- und Währungsunion (WWU) 
im Zusammenhang dargelegt. Ver­
mutlich ist es von Vorteil, daß das 
deutsche Papier etwas später kam; 
so konnten die Positionen der Part­
ner entweder aufgegriffen und weiter 
konkretisiert werden oder es ließen 
sich -  m itunter deutlich -  abwei­
chende Akzente setzen.

Bezüglich der W irtschaftsunion 

soll der EWG-Vertrag um einige ord­
nungspolitische Grundaussagen an­
gereichert werden. Als institutioneile 
Innovation wird ein Europäisches 
Kartellamt gefordert. Die kurzfristige 
W irtschaftspolitik bleibt nach Auffas­
sung der Bundesregierung weiterhin 
in der Kompetenz der M itgliedstaa­
ten. An dem praktischen Nutzen der 
vorgeschlagenen „m ultilateralen 
Überwachung“ mag man dabei Zwei­
fel haben. Bemerkenswert ist hinge­
gen, daß das schon im Delors-Be- 
richt form ulierte Postulat nach Be­
grenzung der staatlichen Budgetde­
fiz ite durch operationale Kriterien 
ausgefüllt wird und konkrete gem ein­
schaftliche Sanktionsmöglichkeiten 
bei Verstößen gegen die Haushalts­
disziplin (Aussetzung von Finanzzu­
wendungen) genannt werden.

Im Bereich der W ährungspolitik 
gehen die deutschen Vorschläge da­
von aus, daß das Statut des Europäi­
schen Zentralbanksystems (EZBS) 
dem revidierten E(W)G-Vertrag als 
Protokoll beigefügt wird. Bezüglich 
der konstitutiven Merkmale des 
EZBS beschränkt sich das deutsche 
Papier daher auf das Nötigste. Der 
Übergang in die zweite Stufe der 
WWU am 1. Januar 1994 soll nicht 
automatisch erfolgen. Vielmehr 
müssen eine Reihe form eller und 
materieller Voraussetzungen erfüllt 
sein. Dazu gehören unter anderem 
die „Vollendung des Binnenmark­
tes": die Einleitung der innerstaatli­
chen Prozesse dafür, daß die natio­
nalen Zentralbanken beim Eintritt in
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die dritte Stufe „integrale Bestand­
te ile “ des unabhängigen EZBS wer­
den können (das gilt auch für die 
Bundesbank!); der Ausschluß der Fi­
nanzierung von Haushaltsdefiziten 
durch die Notenbanken; „genügende 
und dauerhafte“ Fortschritte bei der 
Konvergenz; und ein entsprechen­
der (einstim m iger?) Beschluß des 
Finanzministerrates.

Die zweite Stufe selbst ist nach 
Auffassung der Bundesregierung 
durch Merkmale gekennzeichnet, 
die nicht unbedingt den Vorstellun­
gen der Kommission oder anderer 
M itgliedstaaten entsprechen. Institu­
tionell soll ein Rat der Präsidenten 
der Zentralbanken der M itgliedstaa­
ten geschaffen werden. Die Errich­
tung des EZBS bleibt der Endstufe 
Vorbehalten. Dafür gibt es ein gutes 
Argument: Als Zentralbank „auf Vor­
rat“ , d.h. zunächst ohne geldpoliti­
sche Kompetenzen, müßte das 
EZBS Vertrauen verspielen, auf das 
es nach Eintritt in die Endstufe zur 
Führung einer stabilitätsorientierten 

Geldpolitik dringend angewiesen ist. 
Die ECU darf in der zweiten Stufe 
nicht mehr abgewertet werden. Aller­
dings soll sie nicht -  wie nach dem 
britischen Vorschlag -  zu einer e i­
genständigen dreizehnten Währung

erhoben, zur Steuerung ihres W ech­
selkurses keine neue Institution 
(„Europäischer W ährungsfonds“ ) 
geschaffen werden. Ebenfalls in der 
zweiten Stufe müssen die M itglied­
staaten ihre Staatsdefizite auf den 
Umfang ihrer Investitionen zurück­
führen.

Die Hürden für den Übergang in 
die Endstufe sind hoch. Die M itglied­
staaten müssen ihre nationalen 
Rechtsvorschriften dem geänderten 
EWG-Vertrag angepaßt haben, die 
ökonomische und w irtschaftspoliti­
sche Konvergenz muß „dauerhaft 
gesichert“ sein. Nur wenn der Euro­
päische Rat einstim m ig feststellt, 
daß die Voraussetzungen für eine 
Mehrheit der M itgliedstaaten erfüllt 
sind, entscheidet er wiederum ein­
stimmig über den Zeitpunkt des Ein­
tritts in die Endstufe. Ob unter diesen 
Bedingungen die W WU jem als er­
reicht w ird? Möglich ist es. Der deut­
sche Vorschlag sieht vor, daß nicht 
alle M itgliedstaaten von Anfang an 
am EZBS teilnehmen müssen.

Was die externe Währungspolitik 
betrifft, so soll der ECOFIN-Rat ein­
stim m ig über das W echselkursre­
gim e der Gemeinschaft sowie über 
die Festsetzung, Änderung oder Auf­
hebung von Leitkursen entscheiden; 
er muß dabei das Ziel der Geldwert­
stabilitä t beachten. Interventionen 
gegenüber Drittwährungen sind in 
das Ermessen der EZBS gestellt. 
Das Risiko, daß eine stabilitätsorien­
tierte Geldpolitik des EZBS vom Fi­
nanzministerrat über den W echsel­
kurs ausgehebelt werden kann, wird 
damit m inimiert.

Das deutsche Papier ist in vieler 
Hinsicht unbequem, aber nicht sacfi- 
fremd. Zu wünschen ist, daß die 
Partnerländer insbesondere das 
Konzept einer unabhängigen Zen­
tralbank schließ lich aus Überzeu­
gung akzeptieren. Dann freilich ist 
auch die Bundesregierung gefordert: 
sie wird Farbe bekennen müssen, ob 
es ihr mit den Bedingungen für eine 
WWU ernst ist oder ob sie in Wirk­
lichkeit nur Vonwände gegen eine 
W WU form uliert hat.
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